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Beilage zu Nr . 2S öer Karlsruher Zeitung.
Freitag , 30 . Januar 1880 .

Badischer Landtag .

Karlsruhe , 27 . Jan . Ausführlicher Bericht der 27 .

öffentlichen Sitzung der Zweiten Kammer unter dem

Vorsitze des Präsidenten Lamey . (Schluß aus der ge¬
strigen Beilage.)

Aba . Maus : Er könne dem Entwürfe seine Zustim¬
mung nicht geben . Mit dem Grundsätze , der in dem

Art . 1 enthalten sei, daß auf die Besteuerung der Kreise
im Allgemeinen die Besteuerung der Gemeinden entspre¬
chende Anwendung finde , könne er sich zwar einverstanden
erklären, allein mit der Konsequenz allein sei nicht Alles

qethan . Die Abgaben der Kreis -Hauptstädte hätten von
Jahr zu Jahr zugenommen und sei er der Ueberzeugung ,
daß mit den von denselben geleisteten Beiträgen zu dem
Kreisaufwand von den betr. Städten selbst viel mehr
hätte erzielt werden können . Die Kreisverbände sollten
eine Interessengemeinschaft sein , es sei aber tatsächlich
das Interesse der Stadt oft ein ganz anderes als das des
Landes und sei ein großer Unterschied zwischen Stadt und
Land - die Städte hätten Anstalten und Einrichtungen,
derentwegen sie der Kreisanstalten nicht bedürften ; die

Leistungen an die Städte ständen überhaupt in keinem
Verhältnisse zu ihren Ausgaben . Er hätte geglaubt, daß
man das ganze Institut der Kreisverbände einer prinzi¬
piellen Reform unterwürfe ; dies sei jedoch nicht geschehen.

Das Stimmenverhältniß der Städte im Kreisausschuß
sei ein für die Vertretung gerade der städtischen Interessen
nicht günstiges ; die Großindustriellen seien gegen die Groß¬
grundbesitzer zurückgesetzt . .

Abg . v . Feder : Zu der Unpopularttät der Krersver-

waltung trage auch die Kreiseintheilung bei : das Beispiel
von Eppingen sei zwar nicht gerade glücklich gewählt ;
aber man denke an Villingen, das zu Konstanz gehöre ,
wo die Interessen beider Städte vollständig verschieden
seien ; er erinnere nur an die Wasserscheide, die zwischen
beiden liege .

Die Städte seien im Verhältniß zum Lande zu stark
belastet und seien dieselben, was ihre Ausgaben anbelange,
bereits auf einem Punkte angelangt , daß man nicht so
weiter gehen könne ; es würde in nächster Zeit dem Großh .
Ministerium eine Denkschrift in dieser Richtung unter¬
breitet werden. Die Berufung auf die größere Leistungs¬
fähigkeit der Städte sei nicht zutreffend ; man lasse den
Schuldenstand derselben zu sehr außer Betracht . Indem
Redner noch bemerkt , daß er ein anderes Steuersystem
gewünscht hätte, schließt er mit der Erklärung, er sei nicht
in der Lage , seine Zustimmung zu dem Entwürfe zu
geben .

Abg . Fauler : Die Mehrzahl der Redner hätte den
Kommissionsantrag wohlwollend ausgenommen ; er könne
dagegen einen Punkt aus dem Lauf der Debatte nicht be¬
grüßen ; es sei die Wahrnehmung, daß der Gegensatz zwi¬
schen Stadt und Land so sehr hervorgehoben worden sei.
Insbesondere dem Abg. Mays müsse er bemerken , daß
die von ihm entwickelten Anschauungen , wenn man be¬
denke, daß alle die Kreisverbände betreffenden Verhält¬
nisse im Flusse seien, ihm keinen genügenden Anlaß bie¬
ten könnten, diesem Gesetzesentwurfe dre Zustimmung zu
versagen. Es erinnere ihn an das , was der Staat für
die Universität Heidelberg thue, und an die Beiträge zur
Erhaltung derselben, welche ja auch zum Theil indirekt

aus den Mitteln der Landgemeinden flössen ; es sei deß -
halb sehr gefährlich , den Gegensatz zwischen Stadt und
Land so scharf zu betonen .

Man könne sich ja nicht verhehlen , daß die Kreisver¬
bände zur Zeit zu den unbeliebtesten Schöpfungen gehör¬
ten ; er finde den Grund hiefür neben der Aufbürdung
der Landarmenpflege und des Straßenbaues auch in der
unrichtigen Meinung , die vielseitig verbreitet sei, als wäre
die Uebertragung der Landarmenpflege und der Pflicht
zum Straßenbau nur eine versteckte Staatssteuer-Erhöhung
gewesen.

Die Bureaugeschäste , welche durch die zwei letzterwähn¬
ten Punkte den Kreisausschüssen erwüchsen, — er erinnere
insbesondere an die Liquidationsgeschäfte und die Rech¬
nungen mit den vergleichenden Tabellen, — gingen An¬
fangs über die Anforderungen, welche man an ein Ehren¬
amt stellen konnte, hinaus ; es sei übrigens die Hoffnung
vorhanden, daß diese Frage auf einem der nächsten Land¬
tage ihre Lösung finden würde. Zum Schlüsse erklärt
Redner, es habe ihn nicht angenehm berührt , daß die
Großh . Regierung ihre Anschauungen in der Frage der
Landarmenpflege in einem Organe , welches allgemein
als das Organ der Regierung gelte, schon im Voraus
der Oeffentlichkeit gegenüber erörtert habe.

Ministerialpräsident Stösser : Hochgeehrteste Herren !
Soweit sich die Diskussion auf die Einrichtung der Kreise
überhaupt erstreckt hat, ist sie, wie mir scheint, ziemlich
erschöpfend zum Abschluß gekommen und ich wüßte nament¬
lich den vortrefflichen Ausführungen des Abg . Lamey wenig
beizufügen . Erlauben Sie mir , in Bezug auf die Fort¬
dauer dieses Instituts noch auf einige Gesichtspunkte auf¬
merksam zu machen . Man hat überall die Nothwendig-
keit erkannt , zwischen Staat und Gemeinde ein Zwischen¬
glied einzuschieben in der Form größerer Kommunalver¬
bände, wenigstens überall in denjenigen Staaten , welche
von dem Geiste germanischer Institutionen getragen wer¬
den ; wir finden Einrichtungen dieser Art in den Vereinig¬
ten Staaten, in England und in Deutschland; auch in der
Schweiz, wenn Sie dort die Kantone als Kreise ansehen .
Diese Einrichtungen sind auch politisch von großer Bedeu¬
tung, weil sie das System der Decentralisation darstellen
im Gegensatz zu dem Centralisationssystem der romani¬
schen Staaten ; es ist damit ein wichtiges Moment der
Erhaltung und politischen Erziehung des Volkes gegeben ,
das wir unter allen Umständen zu erhalten suchen müssen .

Was die Aufgabe der Kreisverbände betrifft, so scheint
ein Mißverständniß nach verschiedenen Richtungen zu be¬
stehen, ein Mißverständniß, welches der Abg. Lamey mit
Klarheit beleuchtet hat , nämlich über die Bedeutung des
Wortes „Selbstverwaltung"

, worunter man , wie es scheint,
eine Thätigkeit versteht , die an und für sich unterbleiben
könnte, die man aber etwa in der Weise eines Verschöne¬
rungsvereins mit Rücksicht auf die allgemeine Annehmlich¬
keit und Nützlichkeit vornimmt. Darum handelt es sich
nicht , sondern es sollte sich bandeln um Arbeiten der öf¬
fentlichen Nothwendigkeit , und gerade daß diese für die
Kreisverbände im Anfänge nicht vorhanden waren, hat
Mißstimmung in der gleichen Weise von vornherein er¬
zeugt , wie später, wo sie weitgreifende Arbeiten der Staats¬
verwaltung übernommen haben, es gleichfalls Mißstim¬
mung hervorrief, daß dies auch größere Leistungen der
einzelnen Steuerverbände nach sich zog, und ich theile in

dieser Beziehung auch die Ansichten des Abg . Lamey, daß
die Nützlichkeit der Kreisverbände sich nicht in den ersten

> Tagen zeigen wird , sondern sie wird im vollen Umfange
! hervortreten erst nach Ablauf längerer Zeit. Die Großh .
^ Regierung wird dafür sorgen , daß auch dieser Gegenstand
^ seiner Zeit öffentlich erörtert wird. Es wird alsdann

nachgewiesen werden können , was auch der Abg . Lamey
hervorgehoben hat , daß sich schon jetzt die Leistungen der
Kreisverbände in ganz eminenter Weise nützlich gezeigt
haben und daß diese Leistungen ein sehr günstiges Zeug --
niß sind für den patriotischen Sinn und die politische

! Fähigkeit unseres Volkes .
i Wenn man erwägt , daß die Kreisverbände, ich darf

wohl sagen , nackt und ohne Staatsdotation auf die Welt
gesetzt worden sind , so ist dies , was sie geleistet haben,
sehr viel ; es ist dies, wie gesagt, ein eminent günstiges
Zeugniß für die Hingabe der Bevölkerung an öffentliche
Zwecke und für ihre Opferfreudigkeit . Ein anderes Miß¬
verständniß liegt in der Richtung dessen , was der Herr
Berichterstatter in dem Berichte und auch in seinen! münd¬
lichen Vortrag erwähnt hat , nämlich die Kreisverbände
sollten keine Staatsaufgabe erfüllen . Es sollen gerade die
kommunalen und die Kreisverbände zum namhaften Theil
das sein , was im Sinne der vorhin erwähnten Decentra¬
lisation das alte preußische Landrecht lokalisirte Staatsan¬
stalten genannt hat . Im Interesse einer besseren Verwal¬
tung legt der Staat die Erreichung dieser Zwecke in die
Hände einzelner kleinerer Verbände und läßt sie selbstän¬
dig und nicht durch Berufsbeamte ihre Aufgaben erfüllen.
Alle diese Gesichtspunkte werden übrigens noch Gegen¬
stände ausführlicher Kritik und Prüfung sein und die am
heutigen Tage stattgehabte Erörterung des hohen Hauses
hat hiezu werthvolles Material geliefert . Zum Abschluß
irgend welcher Art wird es ja heute nicht kommen und
ich kann hier nur die Absicht der Großh. Regierung aus--
sprechen , daß, wie dies bisher schon geschehen ist, durch
öffentliche Besprechung und die Gutachten aus Jntereffen -
kreisen diejenigen Mißstände klar gelegt werden, welche zu
beseitigen oder zu verbessern sind . Wenn die Sache reif

> ist , so wird dieses hohe Haus mit der Erledigung aller
> dieser Fragen sich zu beschäftigen haben, bei welcher Ge-
^ legenheit dann auch dasjenige seine nähere Prüfung fin-
j den wird , was heute im Interesse der größeren Städte

gesprochen worden ist .
! Ich wende mich zu den übrigen Ausführungen des
! Herrn Berichterstatters wohl zweckmäßiger bei Gelegenheit

der Spezialdiskussion.
Gestatten Sie mir nur einige Ausführungen, welche die

beiden Herren Nachbarn, Näf und Fauler , mir nothwendig
gemacht haben. Der Abg . Näf hat gewiß nicht zur Po¬
pularität der Kreise beigetragen , wenn er sie als Bettel¬
vögte bezeichnet hat , aber Derjenige , der bezüglich der
Landarmen das eigentlich unangenehme Geschäft besorgt,
das, glaube ich, ist die Staatsbehörde , die ist der eigentliche
Bettelvogt und die hat vorzugsweise mit den unfreundlichen
Dingen zu thun , die von Seiten des Abg . Näf für den
Kreisausschuß so sehr perhorreszirt worden sind. Ich glaube
aber und ich stimme auch darin dem Abg . Lamey vollständig
bei , daß es durchausnothwendigist, denLandarmengegenüber
oder vielmehr den Landfahrern gegenüber, dieser flottiren-
den schlimmsten Sorte ber Bevölkerung , die Quelle vieler
Verbrechen und Verbrecher , daß wir diesen gegenüber

Tie Naturforscher -Versammlung in Bade ».
(Fortsetzung aus dem Hauptblatt Nr . 23.)

Bei Anlage eines Kanals von 12 m Tiefe und 50 w Breite
würden unter Berücksichtigung der stattfindenden Verdunstung
neun Jahre erforderlich sein, um die vorhandene Depression zu
füllen. Der Zufluß vom Meere muß so ausgiebig sein , daß er
über die stattsindende Verdunstung hinaus einen bedeutenden
Ueberschuß liefert. — Außer der Verdunstung, die durch reich¬
lichere Regen und ausgiebigere Thaubildung vielleicht zu einem
kleinen Theil paralysirt wird, findet ein großer Verlust statt
durch Infiltration des Wassers in das Erdreich. — Eine beson¬
ders große Waffermasse ist aber noch nöthig, um aus dem neu
zu bildenden Meere eine Rückströmung in das Mittelländische
Meer zu erreichen . Würde nur eine Einströmung des Wassers
in die vorhandene Depression stattstnden, die den Verlust durch
Verdunstung und Infiltration deckt , so müßte natürlich das
Wasser des neuen Meeres nach und nach eine immer konzen-

trirtere Salzlösung bilden ; man würde zuletzt also nur einen sehr
großen Salzsumpf übrig behalten. Zwischen dem salzreicher wer¬
denden Wasser des neuen Meeres und dem Wasser des Mittel -

Meeres müßte ein Austausch dadurch stattfindeu, daß in dem¬
selben Kanal , in welchem das Mittelmeer -Wasser in die De¬
pression hineinfließt , auch das Wasser der Depression in das
Mittclmeer zurückfließt . In den oberen Wafferschichten des Ka - ^
«als müßte das salzarmere, leichtere Wasser des Mittelmeeres
in das neue Meer hineinfließeu ; in den fieseren Wafferschichten >
müßte die Rückströmung des salzreichercn Wassers nach dem !
Mittelmeer stattfinden. Durch das Bestehen einer solchen Strö - ^
mung und Gegenströmung in der Straße von Gibraltar ist es
z. B . allein erklärlich , weßhalb das Mittelmeer nicht allmälig zu
einem großen Salzsumpf wird.

Ob sich nun der Kanal so Herstellen läßt, daß er nicht nur den
Verlust der Wasser durA Infiltration und Verdunstung deckt,
sondern auch noch für jene durchaus nothwendige Rückströmuug
geeignet ist» das ist überaus fraglich.

Abgesehen von den sich hieraus ergebenden technischen Schwie¬
rigkeiten sind aber auch die günstigen Wirkungen, die man sich
von der Herstellung des gedachten Meeres verspricht, nichts we- ^
Niger als sicher. Der Vortragende wies zunächst den Jrrthum
zurück , der in der Annahme liegt , als könnte das neue Meer

irgend einen umgestaltenden Einfluß auf die klimafischen Verhält¬
nisse Europa 's haben . — Es handelt sich hier um eine Verwechs¬
lung mit einer andern Idee , nach welcher man im Süden von
Marokko das Wasser des Atlantischen Oceans in eine angebliche
Depression des westlichen und südwestlichen Theils der Sahara
leiten will . Jener Theil der Wüste ist groß genug, um ein Meer ^
zu bilden , das allerdings selbst auf das Klima Europa 's umge- §
stattend einwirken könnte. Bisher ist aber noch nicht einmal das

Vorhandensein einer solchen Depression nachgewiesen , so daß von
einer ernstlichen Erwägung dieses Projektes gar nicht die Rede
sein kann .

Das im Süden von Tunis und Algerien anzulegende Meer
würde keinerlei Einfluß auf das Klima Europa 's ausüben können ,
selbst der angenommene Einfluß auf das Klima der nächsten Um- .
gebung ist sicherlich sehr fraglich . Der Redner hob sehr richtig
hervor, daß die klimatischen Verhältnisse von Tunis und Algerien
bedingt sind durch die großen Flächen des Mittelmeeres und der

ganzen Sahara , so daß sie wohl kaum durch das verhältnißmäßig
kleine neue Meer geändert werden dürften . Es ist sehr fraglich,
ob die unfruchtbaren Gegendendes südlichen Tunis und Algeriens
durch jenes Meer irgendwie fruchtbarer würden . Tunesien ist
jetzt im Norden und Osten vom Meere begrenzt, steht keineswegs
unter der Herrschaft der Südwinde und dennoch zeigt es in der
nächsten Nähe des Meeres sehr viel wüstes uud unfruchtbares
Land . Aehnliche Verhältnisse finden sich an den Meeresküsten
mancher anderen Länder. Für Tunis liegt der Grund der theil-

weisen Unfruchtbarkeit viel weniger in dem Mangel an Regen ,
als vielmehr in dem Mangel all jener Einrichtungen , die nöthig
wären, um in der Regenzeit einen schnellen Abfluß des Wassers

zu hindern und um das in der Regenzeit fallende Wasser auch
für die regenarmen Jahreszeiten im Boden wirksam zu erhalten.

Für Algerien setzt übrigens selbst Kapitän Roudaire klimatische
Einwirkungen, die für die Fruchtbarkeit des Landes von Bedeu¬
tung werden könnten , nicht voraus .

Selbst wenn, was ja jedenfalls eintreten würde , in der näch¬
sten Umgebung des neuen Meeres reichlichere Regen fielen, so
ist mit ziemlicher Sicherheit anzunehmen , daß dieselben den Ruin
der jetzt in jenen Gegenden vorzüglich gedeihenden Dattelpflan¬
zungen bewirken würden. Diese Pflanzungen tragen jetzt Mil¬
lionen , die man also eines sehr zweifelhaften Erfolges wegen
auf 's Spiel setzte . Die Dattelpalmen verlangen Sonne und er¬
tragen den Regen nicht, sic müssen süßes Wasser für ihre Wur¬
zeln haben ; je näher der Küste , um so schlechter gedeihen sie.

Auch für den Menschen würden die Folgen des neuen Meeres
verhängnißvoll werden . Während die jetzt bestehenden Salz -
sümpfe während des größten Theils des Jahres nahezu trocken
sind oder doch durch die dicke Salzkruste schädliche Ausdünstun¬
gen wenig hindurchlassen , würde das neue Meer bei seinen sehr
flachen Ufern und bei der sehr variirenden Berdunstungsgröße
ein sehr bedeutendes Ueberschwemmungsgebiet besitzen, das bald
vom Wasser bedeckt , bald von demselben entblößt wäre. Dieses
Gebiet würde eine Brutstätte der gefährlichsten Krankheiten wer¬
den . Ueberdies scheint in den heißen Ländern gerade eine Mi¬
schung von salzigem und süßem Wasser besonders gefährlich zu
sein für die Verbreitung der Malaria . Eine solche Mischung
wäre am Rande des Meeres bei jedem Regen gegeben . Ferner
wäre durch die zur Herstellung des neuen Meeres erforderlichen
Erdarbeiten eine beständige Mischung des salzigen mit dem in

jenen Gegenden sich in geringer Tiefe unter der Oberfläche fin¬
denden süß .n Wassers unvermeidlich . Alles in Allem scheint

also das Projekt wenig Aussicht auf Erfolg zu haben , so daß

es zunächst wohl zweckmäßiger scheint, durch fortgesetzte Boh¬

rung von Brunnen , Ausnützung des Regenwassers durch Kana¬

listrung und Sammelbassins , Schaffung von Verkehrswegen,

Anlegung von Wäldern, Verbesserung der Häfen rc . eine grö¬

ßere Fruchtbarkeit, einen regeren Handelsverkehr für Tunesien
und Ost -Algerien zu erstreben. (Schluß folgt .)



etwas schärfer aufzutreten haben als bisher . Es ist viel¬
leicht eben so unpopulär , wenn ich dies ausspreche , wie die
Kreisverbände , aber ich glaube , daß dies nicht allein ge¬
schehen kann durch Ausdehnung des polizeilichen Arbeits¬
hauses , was schon seit dem letzten Landtag auf Anregung
der Großh . Regierung zum Vollzug gebracht wurde und
bis jetzt gut gewirkt hat , sondern auch durch Verschärfung
der gerichtlichen Strafen . Die Haftstrafe , wie sie jetzt
allein ausgeübt werden kann , macht für diesen Theil der
Bevölkerung das Land Baden zu einem sehr angenehmen
Aufenthalt . Wenn der Landfahrer , der zu nns herein¬
kommt , weder Dunkelarrest noch Hungerkost vorfindet , son¬
dern sich lediglich damit zu beschäftigen hat , sich in ein
warmes Zimmer zu setzen , mit gleichgesinnten Genossen
sich zu unterhalten , gutes Essen zu finden und nichts zu
thun , wenn er alle Vorzüge findet , um den ihn viele Arme
des Landes beneiden , so ist ihm ein außerordentlicher Vor¬
schub geleistet und ich glaube deßhalb , es wäre ein Augen¬
merk darauf zu richten , diejenigen Bestimmungen des
Einführungsgesetzes wieder in Ordnung zu stellen , welche
den Herren Landfahrern und Stromern den Aufenthalt in
unfern

'
Gefängnissen und in unserm Lande etwas zu an¬

genehm machen . Das würde ein gutes Heilmittel sein .
Dann möchte ich doch auch noch dem Abg . Näf anheim¬
geben , die Großh . Negierung nicht so unfreundlich zu be¬
handeln in Bezug auf das , was sie dem Kreisausschuß
entgegengebracht hat . Wir kennen die Schwierigkeiten
und die außerordentliche Ausdehnung des Geschäftes , wel¬
ches die Liquidation oer Kreisverbände der Staatskasse
gegenüber nöthig macht . Diese Liquidation ist im In¬
teresse der Staatskasse nothweudig , wenn man nicht die
Kreise unbedingt auf die Staatskasse dekretiren lassen will ,
und diese Liquidation muß mit aller Gewissenhaftigkeit
vorgenommen werden . Eine Erleichterung dieses Geschäf¬
tes kann ich mir nur so denken , daß es nachlässiger besorgt
würde , dann aber lieber gar keine Liquidation . Wenn
aber die Liquidation beseitigt und der Staatskasse einige
Sicherheit gegeben werden soll , daß die von ihr zu tragen¬
den Kosten mit der entsprechenden Umsicht stattgefunden
haben , dann bleibt , wie mir scheint , kein anderes Mittel ,
übrig , als die Kontrole der Kreisbeamten durch das Mit -
intercsse des Kreisverbandes . Eine ähnliche Einrichtung
findet sich häufig vor und der Vergleich der Kreisbeamten
mit Brandstiftern , wie der Abg . Näf meint , paßt nicht .

Die Staatskasse kann diese Kontrole entbehren , wenn
durch Mitbetheiligung der Kreise sie unnöthig gemacht
wird ; sollte von Seiten des hohen Hauses nicht daraus
eingegangen werden können , daß Art . 2 in der Fassung
der Regierung angenommen wird , dann muß die Liqui¬
dation in möglichst gewissenhafter Weise nach wie vor
fortgesetzt werden .

Der Abg . Fauler hat sich über einen Artikels in der
Karlsruher Zeitung mißfällig ausgesprochen und ich kann
wohl anführen , daß wir — ( es ist ja mit Sicherheit
anzunehmen , daß die Großh . Regierung jenen Artikel
zugelassen hat ) , — weit davon entfernt waren damit
auf die Erörterungen dieses hohen Hauses einwirken
zu wollen , es war ja der mit der Richtung der
Artikel stimmende Beschluß Ihrer Kommission schon er¬
folgt ; hätte zwischen der Vorlage der Großh . Regierung
und dem Beschluß der Kommission eine derartige Erörte¬
rung stattgefunden , dann wäre der Vorwurf des Abg .
Fauler noch eher berechtigt gewesen ; so aber war die
Regierung wohl in der Lage , eine durchaus sachliche Auf¬
klärung in Bezug auf diese Verhältnisse in den andern
deutschen Staaten und in Bezug auf die Behandlung die¬
ser Frage in denselben nicht allein vornehmen zu können ,
sondern ich glaube , sie hat sich wirklich den Dank aller
Derjenigen , die sich mit dieser Frage beschäftigt haben ,
verdient , denn es liegt weiter nichts darin vor , als eine
Verarbeitung und Kritik des Materials . Wenn unter
diesen Gründen gegen den Staat als Landarmenverband
der socialistische Zug einer solchen Einrichtung berührt
wurde , so liegt ein solcher Zug schon in dem Unterstützungs¬
wohnsitz -Gesetze , nach welchem Armenlast leicht zur Staats¬
last sich entwickeln kann , was schon dahin geführt hat , daß
man aus den Gedanken gekommen ist , Ortsarmenverband
und Lanoarmenverband zu beseitigen und die ganze Armen¬
last unmittelbar auf die Staatskasse zu wälzen . Gegen jede
Unterstützung dieser Auffassung sollten wir uns aber wen¬
den , wenn von jeder den Armenaufwand vorschießenden
Gemeinde des Landes auf die Staatskasse ohne Weiteres
Rückgriff genommen werden kann , dann sind wir aller¬
dings auf dem schiefen Wege zur socialistischen Behand¬
lung des Armenwesens angelangt .

Staatsminister Turban : Hochgeehrteste Herren ! In
Beziehung auf diejenigen Erörterungen , welche die Bestim¬
mungen des Straßengesetzes und die Heranziehung der
Kreisverbände zur Unterhaltung der Landstraßen zum Ge¬
genstand haben , wollte ich mir erlauben , einige Bemer¬
kungen zu machen . Ich will von vornherein , um keine
Unklarheit bestehen zu lassen , erklären , daß auch die Großh .
Regierung es als eine Forderung der Billigkeit betrachtet ,
daß zunächst für die bevorstehende Budgetperiode die Bei¬
träge der Kreise zur Unterhaltung der Landstraßen sich
nicht wesentlich höher belaufen sollen , als bisher , mit an¬
dern Worten , es sollen neben Einführung der beträchtlich
erhöhten Steuerkapitalien nicht die bisherigen Maximal -
Kreisbeträge erhalten bleiben , sondern sie sollen auf jene
Zahl heruntergesetzt werden , vermöge welcher dann die
künftigen Beiträge des Kreises im Wesentlichen die gleichen
Summen betragen , die sie bisher betragen haben .

Ob dieser Maximalbetrag nun künftig nach Annahme
Ihrer Kommission 1,5 betragen wird , oder ob die Ziffer
1,6 beträgt , das ist doch Gegenstand der Besprechung , die ,
wie ich glaube , am zweckmäßigsten dann stattfinoen wird ,
wenn es sich darum handelt , diese Maximalbetrüge gesetz¬
lich festzustellen , denn das muß geschehen , und wie das zu
geschehen hat , darüber gibt das Straßengesetz eine be¬

stimmte Vorschrift in dem Art . 17 , welcher bestimmt :
„ Ist in Folge veränderter Verhältnisse eine Abänderung
des in Z 14 a . Ziff . 3 und 4 angenommenen Maximal¬
betrags erforderlich , so wird letzterer im Finanzgesetz fest -
gestellt werden .

" Wir beabsichtigen deßhalb , Ihnen s. Z .
bei Berathung des Finanzgesetzes einen Zusatz vorzuschla¬
gen , der dre ermäßigte Ziffer des Maximalbetrags
feststellt .

Nun ist aber — ich will dies wenigstens kurz andeuten
bezüglich der Resolution — in Ziffer 2 eine Bestimmung
enthalten , welche mit der dermaligen Gesetzgebung nicht
übereinstimmen wird , indem dort der Wunsch ausgesprochen
wird , es mögen die Kreisbeiträge aus Auftrag und auf
Kosten des Staats durch die Steuererheber unmittelbar
von den Gemeinden erhoben werden . Das würde mit der
dermaligen Gesetzgebung nicht übereinstimmen und könnte
deßhalb nur durch eine Gesetzesänderung , nicht durch ein¬
fache Anordnung der Verwaltung vorgenommen werden .

Nun aber , und das ist der weitere Grund , weßhalb ich
glaubte , in die Diskussion eintreten zu sollen , muß ich ein
Wort bezüglich des Entstehens jener Besümmung des
Straßengesetzes , die hier und auch außerhalb dieses Hau¬
ses so viel angefochten wurde , nämlich des Beizugs der
Kreisverbände zur Unterhaltung der Landstraßen . Ich
werde mich nicht auf eine längere Erörterung über das
Straßengesetz einlassen . Ich kann in dieser Beziehung dem
Hrn . Berichterstatter meinen Dank dafür aussprechen , daß
er in seinem Berichte diesen historischen Rückblick bis zu
einem gewissen Punkte in ausführlicher und klarer Weise
gegeben hat . Aber er kommt schließlich zu Anschauungen
und Schlußfolgerungen , welche mit den Bestimmungen , die
wir als Gesetz vor uns liegen haben , nicht übereinstimmen .
Ich will nicht weiter zurückgehen als auf die Periode der
Aufhebung der Straßenfrohnden und des Chaussee - oder
Straßeugeldes , wo dann der ganze Aufwand von Seiten
des Staates getragen werden mußte , d . h . von der Ge -
sammtheit der Steuerpflichtigen .

Es gab damals eine große Anzahl von Gemeinden , die
nicht so glücklich waren , Staatsstraßen zu besitzen , die nur
Gemeiudewege oder Vizinalstraßeu hatten und die außer¬
dem in der unangenehmen Lage waren , in ihrer Eigen¬
schaft als Steuerpflichtige zur Unterhaltung der Straßen
beitragen zu müssen , die in andern Bezirken bestanden .
Diese Ungerechtigkeit ist s. Zt . auf ' s tiefste beklagt und
häufig zum Gegenstand von Petitionen geworden , und
einem solchen Zustande , der , offenbar gegen die absolute
Gerechtigkeit verstößt , mußte man ein Ende machen . Die
Großh . Regierung war bemüht , ein neues System für
die Unterhaltung der Landstraßen auszustellen . Sie hat
den Entwurf eines Straßengesetzes ausgearbeitet , sie war
beim ersten Entwurf nicht so glücklich , damit durchzudrin¬
gen , bis endlich im Jahre 1868 es gelungen ist , das
Straßengesetz zu Stande zu bringen , wie wir es jetzt
haben . Bei diesem Gesetze ging man nun vor Allem von
der Betrachtung aus , um gerade einer der hauptsächlich¬
sten Klagen gerecht zu werden , daß es nicht gerechtfertigt
sei , nur diejenigen Gemeinden , durch welche eine Straße
ziehe , für allein beitragspflichtig zu erklären , weil die
Gemeinde , durch deren Gemarkung die Straße zieht , ja
nicht allein den Vortheil davon hat , sondern auch andere
benachbarte Gemeinden , die wenigstens mittelbar von dem
Zug dieser Straße Vortheil ziehen . Ich glaube , diese
Betrachtung ist so einfach und natürlich , daß es einer
weiteren Erörterung nicht bedarf .

Die weitere Frage war also die : in welchem Umfange
müssen wir diejenigen Gemeinden , die nicht unmittelbar
von der betreffenden Straße berührt werden , vermöge
ihres Interesses daran zur Herstellung und Unterhaltung
derselben heranziehen . Man mußte sich also nach einer
Institution umsehen , die allgemein geeignet war , den grö¬
ßeren Interessentenkreis in sich darzustellen , da es denn
doch zu schwierig gewesen wäre , je für den einzelnen Fall
zu ermitteln , in welchem Umfange der Beizug der beson¬
ders betheiligten Gemeinden stattzufinden hat . Nun fand
man ein Institut vor , von welchem man mit gutem
Grunde sagen konnte , hier ist dieses direkte Interesse vor¬
handen und vertreten , hier ist der weitere Kreis von
Interessenten repräsentirt , der außer dem entfernteren
Interesse des Staates und dem unmittelbaren der Ge¬
markungsgemeinde das inmitten liegende weitere Interesse
eines gewissen Umkreises vertritt . So hat man damals
gesagt , die Kosten für die Unterhaltung der Landstraßen
— sie heißen ja nicht mehr Staatsstraßen , und zwar wohl¬
bewußt — werden gedeckt : erstens durch die Gemeinden ,
durch welche sie ziehen , zweitens durch den Kreis der
Interessenten , die einen vorwiegenden Nutzen davon haben ,
weitaus hinreichend , um sie immerhin als verpflichtet be¬
zeichnen zu können , ebenfalls Vorausbeitrüge zu bezahlen ,
das sind die Kreise ; und das Uebrige wird von der
Staatskasse bezahlt , weil ja auch für den Staat die För¬
derung der Verkehrsinteresfen von großer Bedeutung ist .
Man ging damals schon von der Betrachtung aus , daß
Diejenigen höher zu dem Straßenaufwand beizuziehen
sind , die ein hervorragendes Interesse an der betreffenden
Straße haben . Dazu kommt der weitere Umstand , daß
zur Zeit , als das Landstraßen - Gesetz berathen und be¬
schlossen wurde , gerade in der Vertheilung der Landstraßen
über das Land noch eine sehr große Ungleichheit bestand .
Es waren noch viele Gemeinden vorhanden , die keine
Landstraßen besaßen . Ich muß nun zugeben , daß der
Landstraßen -Aufwand der Kreise in Verbindung mit dem
Umstande , daß den Kreisverbänden und ihren Organen
hinsichtlich der technischen und administrativen Leitung des
Landstraßen -Wesens keine nennenswerthe Thätigkeit zuge¬
wiesen wurde , eine große Mißstimmung hervorgerufen hat .

Man könnte vielleicht sagen ? man hätte den Kreisen eine
größere Thätigkeit zuweisen solle » , man hätte vielleicht
mit dem Abg . Näf sagen sollen , wer nicht mit rathet ,
soll auch nicht mit thaten .

Ich mache aber dHAs aufmerksam ; ^ >qK"es jedenfalls
zweckmäßig und minder kostspielig gewesen ist, die auf das
Landstraßen -Wesen bezüglichen technischen und administra¬
tiven Geschäftsaufgaben ebensowenig unter die Kreise als
unter die Gemeinden zu vertheilen , sondern sie den ohne¬
hin dafür vorhandenen Organen des Staates , zu belassen .
Man findet aber , daß diese Verhältnisse mit den sonstigen
Einrichtungen des Kreises nicht gut Harmoniken ; der Kreis
werde wohl herangezogen als Verpflichteter , sonst aber
stehe er neben draus und sei nichts als der „ Steuer¬
erheber "

, der „ Geschäftsführer " oder der „Exequent "' des
Staats . Das ist aber doch nicht richtig , sondern er be¬
sorgt seine eigenen , aus den ihm durch das Gesetz aufer - l
legten Verpflichtungen herrührenden Geschäfte . DeWllb
würde es auch nicht richtig , nicht zulässig sein , vielmehr
mit dem bestehenden Gesetz im Widerspruch stehen , wenn
die vorgeschlagene Resolution unter Ziffer 2 verlangt , daß
die Erhebung der Kreisbeiträge zur Landstraßen -Unter -
haltuna „ aus Auftrag des Staats " erfolgen soll .

Wir sind aber geneigt , den von der Kommission ausge¬
sprochenen und in dem hohen Hause befürworteten Wün¬
schen, so weit thunlich , gerecht zu werden , um auch unse¬
rerseits eine auch von uns hochgeachtete Institution zu
fördern und dazu mitzuwirken , daß die Mißstände , welche
dieselbe beeinträchtigten , entfernt werden , soweit es immer
möglich ist . Insbesondere ist es unsere Absicht , die Frage
ernstlich in Erwägung zu ziehen , in welcher Hinsicht eine
Aenderung des Straßengesetzes nothwendig und ausführbar
ist . Aber diese Frage ist eine überaus schwierige . Ich
habe alsbald nach dem Erscheinen des Berichts des Frhrn .
v . Bodman diesen Gegenstand beim Ministerium rn kol -
legialische Berathung gezogen und es wäre mir eine wahre
Genugthuung gewesen , wenn ich es hätte ermöglichen kön¬
nen , noch auf diesem Landtage Ihnen einen Gesetzesvor¬
schlag zu unterbreiten , welcher die zu Tage getretenen
Mißstände beseitigt , ohne neue herbeizuführen . Wir haben
aber sofort erkannt , daß das augenblicklich rein unmöglich
ist , denn es müssen zu diesem Zwecke eine Menge von
Erhebungen und Berechnungen angestellt werden , um die
volle Tragweite der vorzuschlagenden Aenderungen über¬
sehen zu können . Ich wiederhole , wir sind bereit , in die¬
sem Sinne vorzugehen , und hoffe , es werde auf dem
nächsten Landtage möglich sein , eine Gesetzesvorlage zu
machen .

^
Dabei möchte ich aber darauf aufmerksam ma¬

chen, daß der namhafte Beitrag , der z . Z . von den Kreisen
zur Unterhaltung der Landstraßen geleistet wird , in keinem
Falle verschwindet .

Wir zahlen jetzt jährlich nahezu 2 Millionen Mark für
Unterhaltung der Landstraßen ; davon tragen die Kxeise
427,000 M . , und wenn Sie aus den drei Kategorien , der
beitragspflichtigen Kreise das Mittelglied zwischen den
Gememden und dem Staate herausstreichen , so müssen eben
diese beiden letzteren oder der Staat allein , d . h . die - Ge -
sammtheit der Steuerpflichtigen , den Ausfall von 427 . (XX)
Mark zahlen . Es wird sich dann fragen , ob , welch ein
solcher Grundsatz angenommen wird , dies nicht vielmehr
einen Rückschritt bedeutet gegen die bisherige Anschauung ,
daß die öffentlichen Lasten gerecht vertheilt und von Den¬
jenigen in erster Linie getragen werden sollen , welche die
Vortheile genießen . Jedenfalls wäre man in die Hoth -
wendigkeit versetzt , für den Ausfall an den Kreisbeiträgen
anderweitige Deckung zu suchen . Ich erwähne dies jetzt
schon , um auf die Schwierigkeiten hinzuweisen , die bei der
Revision des Straßengesetzes sich ergeben werden .

Eine andere Lösung wäre denkbar in der Art , daß ein
großer Theil der Straßen , welche Heute in dein

^
Ver¬

zeichnst ; der Landstraßen sich befinden , dort wicher aus¬
geschieden werden , weil sie den Namen von Landstraßen
kaum verdienen , weil sie mehr dem Lokalvcrkehr dienen .
Aber auch damit wird der Aufwand von 427,006 M .
nicht verschwinden , sondern derselbe wird sich nur in an¬
derer Weise vertheilen . Wir werden auch diese Art der
Lösung bei der in Aussicht genommenen Arbeit natürlich
nicht außer Augen lassen ; es wird sich an der Hand der
einzuleitenden Erhebungen und Berechnungen Herausstellen ,
was sich am meisten empfehlen würde , Ihnen vorgeschla¬
gen zu werden , und es kann der Großh . Regierung - nur
zur hohen Befriedigung gereichen , wenn es ihr gelingen
sollte , eine Novelle zu dem Straßengesetz Ihnen vorzu -
legen , wodurch die Mßstände , die man heute so sehr be¬
klagt , gründlich beseitigt werden können .

Der Berichterstatter Abg . v . Bodman unterzieht die
im Hanse geltend gemachten , von dem Standpunkte der
Kommission abweichenden Anschauungen einer kurze « ' Kri¬
tik ; er ersucht insbesondere den Abg . Mays , einen -Blick
auf das Straßennetz zu werfen ; es sei vergleichbar -einem
Spinnengewebe , wo von allen Seiten die Fäden in den
Mittelpunkt führten und die fetten Fliegen auf denselben
in das Zentrum — die Kreishauptstadt — getragen
würden .

Dem Ministerialpräsidenten Stösser gegenüber erklärt
Redner mit Bezug auf die Erklärung , es liege nicht m der
Aufgabe der Kreisverwaltung , sich Popularität zu ver¬
schaffen , daß kein Widerspruch zwischen der Anschauung
der Kommission und der von ihm geltend gemachten be¬
stehe ; er (Berichterstatter ) habe nur in seinem Berichte
hervorgehoben , daß eine gewisse Verstimmung vorhanden
sei und daß man deßhalb auf die Ursache dieser Erschei¬
nung eingehen müsse ; seine Erörterungen hätten sich in
diesem Punkte nur nach dieser Richtung hingezogen ; ein
Mißverständniß sei auch das , als ob er betont habender
Kreisverband habe keine Aufgaben des Staates zu erfül¬
len ;̂ er habe hier keine von derjenigen des Ministerial¬
präsidenten abweichende Anschauung . Redner verliest
hierauf den diesbezüglichen Passus aus seinem Berichte :

„Wenn staatliche Aufgaben auf den Selbstvsrival -

tungskörper übertragen werden , so sollten es mir solche
sein , welche durch diese (Kreisverbände ) besser erfüllt
werden können als durch den Staat und seine Organe rc . st



Wenn in den Regierungsmottven gesagt sei, es stelle die

Konstituirung des ganzen Landes als Landarmenverband
,-ßch als die Einführung eines socialistischen Prinzips dar , ^
so müsse er bemerken , man könnte dies in einem Lande j
von 30 — 40 Millionen Einwohnern vom staatspolitischen
Standpunkte aus vielleicht so betrachten , allein für Baden

erachte er dies nicht als zutreffend .
Der Gedanke , daß der Nutzen einer Landstraße auf größe¬

ren Umkreis zu beiden Seiten derselben sich ausdehne und

daß deßhalb diese Gemeinden zu Vorausbeiträgen beizu¬

ziehen seien , wäre gewiß ein richtiger ; dieser Gedanke

habe dann in seiner weiteren Entwickelung dazu geführt ,
daß man den Kreisverbänden einen Vorausbeitrag auf¬
lege , den diese wieder auf die Gemeinden nach Maßgabe
ihrer Steuerkapitalien umlegten ; diesem Gesichtspunkte ,
aus welchem der Kreisbeitrag entsprungen sei , wäre es

entsprechender gewesen , daß die auf die Kreis - Steuerkapi -

lalien der Gemeinden gelegten Beiträge auch direkt von
den Gemeinden eingezogen worden wären .

Hiemit wird die Generaldiskussion geschloffen .

(Während dieses Vortrags übernimmt Abg . Lamey das
-Präsidium wieder .)

Nach einer persönlichen Bemerkung des Abg . Kraus¬

mann gegenüber dem Abg . Förster wird die General -
' diskussion und damit die Sitzung geschlossen .

Karlsruhe , 28 . Jan . Ausführlicher Bericht der 28 .

öffentlichen Sitzung der Zweiten Kammer unter dem

Vorsitze des Präsitenden Lamey .
Mit Eintritt in die Tagesordnung (Spezialdiskussion

über die Berathung des Gesetzesentwurfs „ die Aufbrin¬

gung des Kreisaufwands betr . " ) ergreift der Abg . Frech
das Wort zu Art . I des Entwurfes .

Redner erklärt seine Zustimmung zu dem in ß 1 aus¬

gesprochenen Grundsätze , daß auf die Besteuerung der

jkeise diejenige der Gemeinden analoge Anwendung finde .
Er hebt hervor , der gestern so betonte Unterschied der

Interessen zwischen Stadt und Land sei unzutreffend ,
beide Tholle hätten die gleiche Aufgabe zu erfüllen ; das

Ganze könne nur danu in Blüthe sein , wenn alle einzelnen
Theile gesund wären .

Abg . Bichler spricht in ähnlichem Sinne ; man müsse
den Sonderstandpunkt verlassen , die Interessen von Stadt
und Land deckten sich .

Abg . v . Feder wendet sich gegen den Inhalt des
H 1a . u . b . ; er tadelt den Beizug der dort erwähnten Ka¬
pitalien und ist der Ansicht , daß dies eine Menge Unzu¬
länglichkeiten und Unannehmlichkeiten Hervorrufen werde .

Regierungskommissär Wielandt : 8 1a . und b . sei
lediglich eine konsequente Erweiterung des 8 43 des Ver¬
waltungsgesetzes ; die Großh . Regierung habe die Ve¬
rstimmung der hier in Betracht kommenden Kapitalien
nicht der Praxis überlassen wollen ; thatsächlich würden
vielleicht die Städte von diesen Bestimmungen mehr be¬
rührt als das Land ; dieselben gelten jedoch gleichmäßig
für Stadt und Land .

Abg . Schoch : Es sei eine der schlimmsten Erschei¬
nungen , daß die einzelnen Gemeinden im Kreisverband
sich gegenseitig vorrechneten , was für die eine und was
für die andere geschehe ; solange alle diese Ausgaben aus
Staatsmitteln bestritten worden seien , hätte dies nicht
stattgefunden . Was die Behauptung betreffe , die Städte
würden stärker zu den Kosten zum Straßenbau herange¬
zogen , so konstatire er es auch als traurige Thatsache ,
büß die Steuerkapitalien sich immer mehr vom Land weg
M die Stadt zögen ; welche Rechnung werde man den
Städten erst machen müssen , wenn es sich darum handle ,
den Eisenbahn -Ausfall zu begleichen .

Abg . Mays : Es sei die ausschließliche Tendenz sei¬
ner gestrigen Rede nicht gewesen , den Gegensatz zwischen
Stadt und Land besonders zu betonen ; man sei eben oft
veranlaßt , durch allzu weit gehende gegentheilige Behaup¬
tungen auch diese Seite hervorzuheben . So z . B . sage
Man , der Kreis habe die Neckarbrücke bei Heidelberg nur
für Heidelberg gebaut , während sie doch gewiß dem ganzen
Bezirke zum Vortheil gereiche .

Abg . Frech : Er könne nur bestätigen , daß man im
Kreise allgemein der vom Vorredner berührten Ansicht
sei und daß hiebei die Stadt Heidelberg keine zu großen
Dpfer gebracht habe .

Es wird hieraus Art , I 8 1 , 2 und 3 des Regie¬
rungsentwurfs ( siehe unten ) nach dem Kommissionsan -
Irage unverändert angenommen .

Zu Art . II ergreift der Abg . Schoch das Wort : Er
wünsche größere Verwaltungsbezirke und die Uebertragung
der Geschäfte der Armenpflege auf die Bezirksämter und
die Uebertragung der Landarmenpflege auf den Staat ; !
er glauhe , diese Uebertragung könnte man dem Lande
gegenüber am allerleichtesten vertheidigen ; er ziehe eine
direkte Erhöhung der Steuern einer indirekten vor . !

Regierungskommissär Wielandt : Was die von der !
Kommission vorgeschlagene Resolution betreffe :

„ Großherzogliche Regierung sei zu veranlassen , ^
1) wenn irgend thunlich , noch dem gegenwärtigen !

Landtag einen Gesetzentwurf , die Abänderung des ^
Straßengesetzes vom 14 . Januar 1868 betreffend , ^
vorzulegen , wornach ^
n . die nach diesem Gesetze den „ Kreisverbänden "

auferlegten Beiträge zur Unterhaltung der Land¬
straßen direkt auf die einzelnen Gemeinden nach
Maßgabe ihrer Kreis - Steuerkapitalien ausge¬
schlagen und durch die Staats - Steuererheber
erhoben werden ,

b . der Maximalsatz dieser Beiträge gegenüber den
erhöhten und erweiterten Steuerkapitalien so nor -
mirt wird , daß eine Mehrbelastung der Kreise

'

gegen bisher nicht eintritt ,
2 ) falls die Vorlage eines solchen Gesetzentwurfs aus

dem gegenwärtigen Landtag nicht mehr ausführbar
erscheint , die Kreisbeiträge für die begonnene Bud¬
getperiode noch auf Grund der Steuerkapitalien
von 1877 78 berechnen , und aus Auftrag und auf
Kosten des Staats durch die Steuererheber un¬
mittelbar von den Gemeinden erheben zu lassen "

,
so seien schon gestern von dieser Seite eine Reihe Be¬
denken geäußert worden .

Die Kommission habe nun ferner beantragt :

„Das hohe Haus möge den Wunsch zu Protokoll
erklären , daß die Kosten für die Landarmen : nämlich
die von den Großh . Landeskommissären in das polizei¬
liche Arbeitshaus verwiesenen Individuen , Krätzkranke
und Syphilitische , welche ihrer Gemeinschädlichkeit hal¬
ber in Spitälern untergebracht werden , sowie die Be¬
kleidungskosten für aus Strafanstalten Entlassene jetzt
schon auf die Staatskasse übernommen werden mögen . "

Diesem Wunsche dürfte die Großh . Regierung mit Rück¬
sicht auf die z . Z . bestehende Gesetzgebung kaum in der
Lage sein , wenigstens nicht in dem beantragten Umfange ,
zu entsprechen ; insbesondere stehe demselben der Art . 13
Ziff . 4 des Einf . -Ges . vom 29 . Dezember 1871 entgegen .
Redner führt dies des Näheren aus , widerlegt die Ansicht ,
als ob von den aus dem polizeilichen Arbeitshaus Ent¬
lassenen die Meisten dem Landarmenverband zur Last fielen ,
erörtert , wie man die Frage bezüglich der Krätzkranken rc.
seither behandelt habe , erwähnt , daß die Großh . Regierung
hier bereits ^ eine Erleichterung habe eintreten lassen , und
bespricht dann die Frage bezüglich der Kleidungskosten
für die aus den Strafanstalten Entlassenen , wobei er die
noch zu Recht bestehende Verordnung des Großh . Justiz¬
ministeriums vom 4 . Dezember 1873 erwähnt ; die Großh .
Regierung werde den Wünschen der hohen Kammer , so
weit es möglich sei, entgegenkommen .

Abg . Fauler : Die Kommission sei von der Ansicht
ausgegangen , daß die in dem erwähnten Wunsche ge¬
nannten Individuen gemeinschädlich seien und deßhalb
auch als eine Last der Allgemeinheit zu behandeln wären ;
das weitläufige Verfahren , das die Kreisverwaltung zur
Ausfindigmachung des Unterstützungswohnsitzes oft ein -
schlagen müsse , bilde auch einen Theil der hohen Kreis¬
lasten ; im klebrigen hätte er gewünscht , die Richtung
näher kennen zu lernen , in der die Großh . Regierung
dem Wunsche des Hauses entgegenkommen wolle .

Präsident vr . Grimm nimmt am Regierungstisch Platz
und erwidert dem Vorredner : Er nehme an , daß die
Kommission unter Strafanstalten die Amtsgefängniffe nicht
mit inbegriffen habe ; im Uebrigen sei die Großh . Regie¬
rung mit -dem Wunsche der Kommission einverstanden
und werde mail insbesondere durch Anlegung von kleinen
Fonds in den Strafanstalten die angeregte Frage zur ge¬
wünschten Erledigung bringen .

Abg . Seybel : Es sei allerdings richtig , daß das
Einführungsgesetz der Erfüllung des Wunsches entgegen¬
stehe , allein man könne ja im Wege der Gesetzgebung
eine Abänderung vornehmen .

Abg . Pflüger erwähnt die Verhältnisse des Spitals
in Lörrach mit Bezug auf die vorliegende Frage und
stellt den Antrag : in dem Protokollwunsche die Worte zu
fetzen : „ soweit thunlich " .

Regierungskommissär Wielandt erklärt sich mit diesem
Anträge einverstanden .

Abg . Röttinger äußert den Wunsch , daß eine etwaige
Abänderung des Einführungsgesetzes nicht allein zu Gunsten
des Laudarmenverbandes , sondern auch des Ortsarmen¬
verbandes eintreten möge .

Berichterstatter v . Bodman : Die Kommission sei sich
bewußt gewesen , daß sowohl der Resolution als dem ge¬
äußerten Wunsche manche gesetzliche Bestimmungen im Wege
ständen , sie stelle es jedoch der Erwägung der Großh .
Regierung anheim , in welcher Weise und ob etwa im
Wege der Gesetzgebung sie in dieser Frage Vorgehen wolle .

Art . II wird hierauf angenommen ( gestrichen wurde
Nr . 3 des Regierungsentwurfs ), ebenso wird die Resolu¬
tion und der von der Kommission beantragte Protokoll¬
wunsch mit der Modifikation Pflüger angenommen .

Art . III wird ohne Diskussion angenommen .

Hieraus ergriff Staatsminister Turban das Wort zu
eimgen Bemerkungen in Bezug auf die von der Kommis¬
sion beantragte Resolutton „ die Abänderung des Straßen¬
gesetzes vom Jahre 1868 betr .

" :
Er erlaube sich darauf aufmerksam zu machen , daß

nach seiner gestrigen Erklärung die Resolution wohl den
Sinn nicht haben könne , daß noch auf dem gegenwärtigen
Landtage ein Gesetzesentwurf , welcher eine Abänderung
des Straßengesetzes bezweckte , vorgelegt werde . Der Be¬
arbeitung einer Lösung dieser Frage stünden nach verschie¬
denen Richtungen solche Schwierigkeiten entgegen , daß
dies unmöglich wäre ; er wiederhole übrigens , daß die
Großh . Regierung im Bewußtsein und in Kenntniß der
vorhandenen Mängel bestrebt sein werde , so bald wie mög¬
lich Abhilfe zu treffen . Was den Maximalsatz anbelange ,
so habe er gestern schon betont , so werde dieser Punkt im
Etatgesetz seine Erledigung finden .

Die Erhebung der Beiträge könne der Staat nur auf
Ansuchen der Kreise für die Kreise durch die Staatsorgane
besorgen lassen und glaube er deßhalb , daß im Sinne
dieser Erklärung Abs . 2 der Resolution geändert werden
sollte .

Abg . v . Bodman beantragt hierauf , die «Sitzung aus
eine Viertelstunde zu unterbrechen , damit sich die Kom¬
mission zur Berathung zurückziehen könne ; der Antrag
wird angenommen .

Nach Ablauf dieser Zeit bringt der Berichterstatter
zur Kenntniß des Hauses , daß die Kommission , in Anbe¬

tracht der Erklärung der Großh . Regierung , daß eine Re¬
vision des Straßengesetzes im Sinne der Resolution be¬
absichtigt werde , ihren Antrag Ziff . 1 a . und b . zurück¬
ziehe und sich darauf beschränke , zu beantragen : „ Die
Kreisbeiträge für die Landstraßen sind auf Kosten des
Staates auf Ansuchen der Kreise unmittelbar von den
Gemeinden erheben zu lassen .

"

Staatsminister Turban : Wenn etwa der neue Antrag
dahin ausgelegt werden sollte , als habe die Großh . Re¬
gierung erklärt , sie werde eine Abänderung des Straßen --
gesetzes streng im Sinne des früheren Antrags herbeiführen ,
so müsse er dies richtigstellen ; es sei das so zu verstehen ,
daß eine Revision dahin erfolgen werde , daß die zu Tage
getretenen Uebelstände beseitigt würden ; gegen den dispo -
sittven Theil des Antrags habe er nichts zu erinnern .

Der letzterwähnte Kommissionsantrag wird hierauf an¬
genommen und ebenso der ganze Gesetzentwurf mit allen
gegen 2 Stimmen (v . Feder und Mays ) .

Hiermit Schluß der Sitzung .

Der Wortlaut des von dem hohen Hause angenommenen .
Gesetzentwurfs „ die Aufbringung des Kreisauswandes betr . ' "
ist folgender :

Art . I . Das Gesetz vom 5 . Oktober 1863 , die Organisation
der inneren Verwaltung betreffend , Reg .-Bl . Nr . 44 , S . 399 -
erleidet folgende Aenderungen :

8 1 . Der 8 43 erhält folgende Fassung :
„ Die zur Deckung der Ausgaben des Kreisverbandes erforder¬

lichen Umlagen (8 41 , Ziff . 7) werden , wenn nicht besondere Ge¬
setze etwas Anderes bestimmen , auf die einzelnen Gemeinden
des Kreises nach dem Verhältnisse ihrer Steuerkapitalien ausge¬
schlagen .

Als solche kommen außer den in das Gemeindekataster aufge¬
nommenen Steucrkapitalien in Anrechnung :

» - die Steuerkapitalien der Gemeinde selbst und derjenigen An¬
stalten , welche auf ihre Rechnung unterhalten werden ;

b die Erwerb - und Kapitalrenten -Steuerkapitalien der Stif¬
tungen , soweit deren Ertrag zur Förderung der Zwecke der
Gemeinde bestimmt ist ;

e . diejenigen Steuerkapitalien , auf deren Beizug zurGemeinde -
besteuerung die Gemeinde in Anwendung der Bestimmungen
des 8 85 Abs . 4 und des 8 86 der Städtcordnung (Gesetz
vom 6 . Februar 1879, Ges .- und Verordn . - Bl . Nr . 7 S . 63)
oder des 8 85 der Gemeindeordnung , Gesetz vom 24 . Febr .
1879 , Ges .- und Verordn .-Bl . Nr . 8 S . 71 ) verzichtet hat .

Die Anrechnung der unter a—o bezeichnten Steuerkapitalien
geschieht in dem gleichen Maße , in welchem sie zur Gemeindebe¬
steuerung gesetzlich beizuziehen wären , wenn sie derselben über¬
haupt unterliegen würden .

Deßglcichen kommt ein etwa in Anwendung des 8 85 Abs . 3
der Städteordnung gefaßter Gemeindebeschluß über gleichheiklichen
Beizug derjenigen Steuerkapitalien , für welche der Unterschied
des Staatssteuerfußes weniger als fünf Pfennig von 100 Mark
Steuerkapital beträgt , bei der Bildung des Kreis - Steuerkapitals
nicht in Bettacht .

Abgesonderte Gemarkungen werden bezüglich der Kreisbesteue¬
rung gleich den Gemeinden behandelt .

8 2 . Zwischen die 88 43 und 44 wird folgender
8 43 u eingeschoben :
Das Rechnungsjahr des Kreises ist das Kalenderjahr .
Das Krcis -Stcuerkataster enthält die Steuerkapitalien nach

dem Stande , wie sie der Feststellung des Gemeindeumlage - Fußcs
für das nämliche Jahr zu Grunde liegen , bezw. zu Grunde zn
legen wären .

Steuernachttäge und Steuerrückvergütungen bleiben für den
Kreis außer Betracht .

8 3 . Der erste Satz des 8 47 erhält folgende Fassung :
„ Die Krcisversammlung wird durch den Kreishauptmann im

ersten Vierteljahr jedes Jahres berufen und eröffnet. "

Art . II . Das Gesetz vom 5. Mai 1870, die öffentliche Armen¬
pflege betr . , Ges .- und Verordn .-Bl . Nr . 32, S . 387 , erleidet
folgende Aenderungen :

Der 8 32 wird aufgehoben .
Der 8 33 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt :
1) Wenn der Jahresaufwand für die dem Kreise gesetzlich ob¬

liegende Landarmrnpflege die Summe übersteigt , welche dem
Ergebniß einer Umlage von 0,4 Pf . auf 100 M . Kreis -
Steuerkapital gleichkommt, so hat von dem Mehrbettag die
Staatskaffe dem Kreise neun Zehntel zu ersetzen .

2) Der Ersatzanspruch des Kreises , zu dessen Begründung es
einer Rechtfertigung der Nothwendigkeit der einzelnen Aus¬
gabeposten Seitens der Kreisverwaltungs - Organe nicht be¬
darf , erlischt, wenn er nicht binnen drei Jahren nach Ablauf
des Kreis -Rechnungsjahres , auf welchen er sich bezieht ^
geltend gemacht wird .

Art . III . Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem
1 . Januar 1880, für diejenigen Kreise, deren Rechnungsjahr
seither nicht mit dem Kalenderjahr zusammenfiel, mit dem Kreis -
Rechnungsjahr 1880 in Wirksamkeit.

Für das Kreis -Rechnungsjahr 1879 wird der in 8 33 des an¬
geführten Gesetzes über die öffentliche Armenpflege bezeichnete
Höchstbetrag der Umlage für die Kreis -Armenpflege von einem
halben Kreuzer von hundert Gulden auf einen halben Pfennig
von hundert Mark Kreis -Steucrkapital gemindert .

Unsere Ministetten des Innern und der Finanzen sind mit dem

Vollzug dieses Gesetzes beauftragt .

Badische Chronik .

<9 Wein heim , 27 . Jan . Auch hier wurde am Samstag
eine leichte Erdcrschütterung wahrgenommen ; ich stand in meinem

Zimmer und bemerkte . wie der Porzellanofen plötzlich in ziemlich
starke schwingende Bewegung gerieth , die . einige Male au fAugen -

blicke unterbrochen , an 3 Sekunden währte ; meine Regulatoruhr
zeigte 7 Uhr 42 Minuten .



Handel »nd Verkehr .
Neuester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt

III . Seite .
Handelsberichte .

Nürnberg , 28 . Jan . Der ^Fränkische Kurier " meldet :
Der Aufsichtsrath der Nürnberger Bcreinsbank beschloß die Ein¬
berufung der Generalversammlung auf den 9 . März , m welcher
er die Berthcilung einer Dividende von 7 »/z Prozent (17 M . 53
Pf . pro Aktie) , sowie die Dotirung des Reservefonds mit 106,000
Mark in Vorschlag bringen wird.

Berlin , 28 . Jan . Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen
per Januar -Februar — , per April-Mai 231 .— , Per Mai -Jum
231 .50 , Roggen per Januar -Februar 170 .50 , Per April-Mai
172 .50, per Mai -Juni 172 .— . Rüböl loco 54 .60, Per Apfil-Mai
54.25 , per Mai -Juni 54.80 . Spiritus loco 59.90 , per Januar
59.90 , per April-Mai 60.90 , per Mai -Juni 61 .10 . Hafer per
April -Mai 150 .25 , per Mai -Juni 151.50. Frost.

Köln , 28 ^ Jan . Weizen, loco hiesiger 23.— , loco fremder
22 .50 , per März 23.40 , per Mai 23.50 , per Juli . 23 .25.
Roggen loco hiesiger 18.50 , per März 17.35 , per Mm 17^40 .
Hafer loco 14 .50 . Rüböl loco 29 .50, per Mm 28.90 . per Ok¬
tober 29 .70.

Bremen , 28 . Jan . Petroleum . (Schlußbericht.) Standard >
white loco 7 .40 , per Februar 7 .40 , per März -Äpfil 7 .60 , per I
August-Dezember 8.50 . Ruhig . — Amerikanisches Schweine- ,
schmalz, Wilcox (nicht verzollt) 41 ^/«.

Pesth , 28 . Jan . Weizen loco Kauflust schwach, auf Ter¬
mine fester , per Frühjahr 14.55 G . , 14 .60 B . Hafer per Früh¬
jahr 7 .55 G . , 7 .62 B . Mais per Mai -Juni 8 .62 G . , 8 .67 B .
Raps per August-Sept . 13»/? . Wetter : schön.

Paris , 28 . Jan . Rüböl per Jan . 79 .50, per Febr . 79.50,
per März -April 79 .75, Per Mai -Aug . 80 . 75. — Spiritus per
Jan . 71 .50, per Mai -Aug . 69 .— . — Zucker, weißer , dispon.
Nr . 3 , per Jan . 71 .75, per Mai -Aug . — . — Mehl , 8 Mar¬
ken , per Jan . 68 .25, per Febr . 68 —, Per März -Apr . 68 .25 , per
März -Juni 68 .— . — Weizen Per Jan . 32 .50, per Febr . 32 .50,
per März -April 32 .50, per Mai -Aug . 32 .— . — Roggen per
Jan . 23 .—, per Fedr . 23 .—. per März -April 23 .25, per Mm -
Aug . 23 .25 .

Amsterdam , 28 . Jan . Weizen auf Termine höher . Per
März 335, per Mai — . Roggen weo fest, auf Termine un¬
verändert, per Mär » 193 . per Mai 197 . Leinöl loco 31 , per
Frühjahr 31V» , Per Juni -Juli -August 31 »/« . Rübsamen loco —,
per Frühjahr 347 .

Antwerpen , 28 . Jan . Petroleum-Markt . Schlußbericht.
* - >

Stimmung : Fallend . Raffinirtes Type weiß , disponibel 19»/. K
19 »/« B .

Ncw - Uork,27 . Jan . (Schlußkurse.) Petroleum in New-
LHiladelphia 8 ,York 8»/, , dto . in Pyltavetphia 8 , Mehl 5,60 , Mais

mixed) 62 , Rother Winterweizen 1,44 , Kaffee, Rio good
15"/» , Havana -Zucker 7^/« , Getreidefracht 4 , Schmalz , Marke
Wilcox 8»/« » Speck 7^ .

Baumwoll -Zufuhr 15000 B . , Ausfuhr nach Großbritannien
13000 B . , dto . nach dem Nmünent 5000 B .

Witteruugsbeobachtuugen
der meteorologiichkn Station Sarlsruhe .

Jan .
Baro-
merer .

Thrrmo-
Meter
in 6 .

Feuch¬
tigkeit in
Proc.

Wi°h.

28 . Mag «, ruh. 760 .2 — 5.6 80 S .
„ R-chl» S llhr 760 .1 —10 .6 100 Still

29 . WrgS . 7 Uhr760 .6 —14.2 94 NE .

heiter .

Verantwortlicher Redakteur:
Heinrich Goll in Karlsruhe .

Orte .

Preise der Woche vom 18 . bis 2ö . Januar 1880 . (Mitgetheilt vom Stattstischen Bureau.)

Orte .

1 Zentner

Konstanz
Ueberlingen

Stockach . .
Radolfzell
Hilzingen .
Killingen .
Bonndorf .
Müllheim .
Freiburg .
Lösfingen .
Endingen .
Ettenheim
Lahr . . .
Offenburg
Rastatt . .
Durlach .
Mannheim
Mosbach .
Wertheim .
Basel . . .
Straßburg

11. 50
12 . 10
11 . 57

12 —
12- 20
12. 35

12 -
11 - 80
1145
11- 60
12-
12

11 65
12 . 55

12 - 50
12- 85

13 . 15
13. —
13 . 05
12.
1220

12 . 75
12 . —
12 —

12. 05

12 . 10

1240

1150
12.

10. -
9 . 25
9 . 30

8 - 60
8- 85

10 50
9 . 90
9 60

9 . 50
9- 70

9- 60
9 —

10 —
970

10 . 50

9 . 05
970

9 50

950
9- 05
8 . 80
9-
8. 90

10. —

7 - -
6 . 70
670
6 . 75
6 . 60
6. 70
6 65
6 50

7 . 50
7 . 55
6 . 20

6 . 80
7 . 25
7 . 50
7 - 60
7 . —
6 —
8 . 20

Kostanz . . .
Ueberlingen .
Villingen . .
Waldshut .
Lörrach . . .
Müllheim . .
Freiburg . .
Ettenheim . .
Lahr . . . .
Offenburg .
Baden . . .
Rastatt . . .
Karlsruhe .
Durlach . .
Pforzheim .
Bruchsal . .
Mannheim .
Heidelberg .
Mosbach . .
Wertheim . .
Schaffhausen
Basel . . . .
Straßburg .

300
180
130

iZtnr .

300
200
170

290
300
250
250
260
325
300
330

360
300

400

260

300
350
220
300
300
300
370
400
350

380
380
360
300
320

300

2«
Liter

180
150
190
150
140
140
133
140
120
135
115
110
100
120
120
100
142

150
107
120
160
124

>8 ^
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.
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Brennöl

Buchenscheitholz
Fichtcn

-

(
Tannen

-)
Holz

Ruhr¬
kohlen

Saar¬
kohlen

* 8
.§ 8 lödrElöspeR StückGruben¬kohlenkcütS

!
Gruben

-

j
kohlen

1 Pfund 8 . - 1 Liter 4 Ster 1 Zentner

A A s - s -s- --- -- 4 -2- -4
26 16 14 68 54 56 60 70 70 95 70 30 88 50 — 33.— — — — —
24 16 15 60 54 54 50 36 50 110 80 28 80 44 — 30 — — — — —
24 17 14 64 50 — 40 — 54 100 70 35 100 42 .— 24 — — — — —
22 18 14 56 — 45 50 60 60 90 95 34 85 44 — 24 — — — — —
23 17 13 60 60 40 55 65 65 100 85 32 80 48 .— 34 — 150 — 140 130
24 18 13 60 50 40 40 65 60 80 80 30 84 48 — 24 — 170 — 130 120
24 17 13 s 60 50 50 44 60 66 95 90 32 76 44 — 33 — 170 125 140 120
24 17 14 — 50 50 48 44 54 78 70 34 80 44 — 24 — 100 120 110 100
24 — 14 60 50 50 46 — 60 80 70 28 96 46 — 28 — — 100 100 95
24 18 13 60 48 40 45 — 60 85 80 30 90 50 .— 32 — 160 115 — —
26 — 15 70 62 62 48 75 60 94 90 30 86 50 — 30 — 155 125 145
24 — 13 s 74 50 — 50 70 60 85 80 28 80 48 — 26 — 140 100 120 100
— — 137 68 52 52 48 70 64 110 90 26 85 46.— 30 — 145 90 110 88
24 15 13 s 65 50 — 50 — 60 90 80 28 80 50 .— 36 — 115 95 105 90
24 — 13 60 50 — 50 50 60 95 75 30 90 48 .— 32 — 125 100 110 100
21 16 13 60 50 — 50 — 60 85 75 28 100 54 — 36 — 120 100 110 100
18 14 13 s 72 56 56 56 70 60 90 70 26 90 48 .— 36 — 110 75 112 80
23 14 13 60 50 — 50 60 60 95 70 25 80 — 27 .— 130 90 125 86
21 14 12 s — 46 — 40 — 56 80 70 26 90 — — — —
20 14 11 — 50 33 45 45 55 84 60 28 90 40 — 28 .— 150 120 140 130
— — 16 60 52 -- 62 60 56 92 73
25 — 16 64 .56 — 72 60 76 112 75 20 — 52 — - - — — — —
— — — — — — — — — 90 72 — — — — — —

Bürgerliche Rechtspflege.
Aufgebote .

T .262 . Nr . 560 . Staufen . Steuer -
kommifsär A . Vögele in Ueberlingen
bat das Aufgebot des von der Waisen- ,
Spar - und HinterlegungskaffeStaufen
ans den Namen des Ferdinand Schrei¬
ber in Ehrenstetten ausgestellten Spar¬
kaffenbüchleins vom 30 . April 1873,
Nr . 1565 , über ein Guthaben von noch
425 M . 9 Pf . sammt laufenden Zin¬
se» beantragt . Der Inhaber genannten
Sparkaffenbüchleins wird aufgefordert,
spätestens in dem auf

Dienstag den 23 . März d . I .,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem hiesigen Amtsgerichte statt-
sindendcn Aufgebotstermine seine Rechte
anzumelden und das Büchlein vorzu-
tegen, widrigenfalls diese Urkunde für
kraftlos erklärt würde.

Staufen , den 24 . Januar 1880 .
Dufn er ,

Gerichtsschreiber
bei Großh . bad . Amtsgericht.

T .68. 3. Nr . 387 . Mannheim .
Auf Antrag des Bankhauses Scheuer
Hirsch u . Schloß in Heidelberg wird
yiermt das Aufgebot zweier 4V» Pro¬
zentiger, unterm 20 . August 1879 emit -
ttrter Pfandbriefe der Rheinischen Hypo¬
thekenbank in Mannheim erlaffen .

. Die beiden , angeblich der Antrag¬
stellers in Verlust gerathenen Pfand¬
briefe , sind : -

Serie 31 Uit . L . 543 über 1000
R -Mark und

Serie 31 !- it. 1) . 613 über 200
^ Mark .
Der Inhaber der beiden Pfandbriefe

wird aufgefordert , spätestens in dem
Aufgebotstermin seine Rechte bei dem
diesseitigen Gerichte anzumelden und
me Pfandbriefe selbst vorzulegen, wi¬
drigenfalls die Kraftloserklärung dieser
Urkunden erfolgen würde.

Der Aufgebotstermin wird auf
1 . August 1884

bestimmt .
Mannheim , den 7 . Januar 1880.

Großh . bad . Amtsgericht.
Der Gerichtsschreiber:

Meier .
T .121 . 2 . Nr . 707 . Villingen .

I . S . Andreas Bürk ^
Bürklis , in Schwenningen, !
gegen unbekannte Dritte ,
Aufforderung betr . i

Andreas Äürk , Bürkles -Bauer !
von Schwenningen, besitzt auf der Ge- !
markung Villingen 9 Viertel Acker ob !
dem Saubühl , neben Johann Georg
Jauch, Metzger, und Johannes Käser, !
Schuster.

Stammguts - und Familiengutsverband
beruhende Rechte an diesen Grund¬
stücken haben oder zu haben glauben,
hiermit aufgefordert , solche in dem am

Montag dem 15 . März d . I . ,
Vorm . 9 Uhr ,

stattfindenden Aufaebotstermin anzu¬
melden, widrigenfalls solche dem An¬
tragsteller gegenüber für erloschen er¬
klärt würden.

Villingen, den 13 . Januar 1880.
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts.
Ramsperger .

Verwögeusabsoudrroageu.
T .241 . Nr . 390 . Civilkammer.

Waldshut . Die Ehefrau des Jakob
Wiesentanner , Maria Anna , geb .
Bogt , in Jestette», vertreten durch An¬
watt Hauger dahier, hat gegen ihren
genannten Ehemann bei dem Großh .
Landgericht Waldshut Klage auf Ber-
mögensabsonderung erhoben , zu deren
Verhandlung vor der Civilkammer
Termin auf ,
Donnerstag den 11 . März d . I . ,

Vorm . 8»/r Uhr ,
bestimmt ist. „ ^ ^Dies wird zur Kenntmßnahme der
Gläubiger öffentlich bekannt gemacht .

Waldshut , den 22 . Januar 1880.
Die Gerichtsschreiberei

des Großh . bad . Landgerichts.
Z e i s e r .

T .268 . Nr . 2232 . Pforzheim .
Gemäß 8 40 des bad . Einf . -Ges. zu
den Reichsjustizgesetzen wurde durch
Urtheil Großh . Amtsgerichts Pforzheim
von heute die Vermögensabsonderung
zwischen dem Gemeinschuldner Bier¬
brauer Adolf Siegele von , Pforz¬
heim und dessen Ehefrau Karolme, ged .
Leitz , ausgesprochen .

Pforzheim, den 17 . Januar 1880.
Großh . bad . Amtsgericht.

Der Gerichtsschreiber :
Schönthaler . .

T .246 . Nr . 2234 . Pforzheim .
Gemäß 8 40 des - bad . Emf .- Ges. zu
den Reichsjustizgesetzen wurde durch
Urtheil Großh . Amtsgerichts Pforzheim
von heute die Vermögensabsonderung
zwischen dem Gemeinschuldner Handels¬
gärtner Jakob Kreder von Pforz¬
heim und seiner Ehefrau Mana , geb .
März , ausgesprochen .

Pforzheim, den 17 . Januar 1880.
Großh . bad . Amtsgericht.

Der Gerichtsschreiber :
Sigmund .

E »t« Üadigllv«ra . ," T .265 . Nr . 1147 . Karlsruhe .
Die Ehefrau des Privatmannes Frie¬
drich Wilh . Schwieger hier , Eva
Karolina , geborene Kripner , ist mit

. ezüglich dieses Grundstücks findet ^ Beschluß des hiesigen Amtsgerichts
sich em Eintrag in den Grund - und vom 21 . Januar 1880 , Nr . 2424 , we-
Pfandbuchsbüchern der Gemeinde Bll - ! gen Gemüthsschwäche im Sinne , des
lmgen nicht vor. ! L -R .S . 489 entmündigt und dieser

Es werden nunmehr auf Antrag des Beschluß heute der Vormundschastsbe-
Sndreas Bürk alle Diejenigen, welche Hörde mitgetheilt worden , was mitBe -
Ansprüche , dingliche oder aus einem zug auf C .Pr .O . § 603 Abs . 2 bekannt

gemacht wird.
Karlsruhe , den 26 . Januar 1880 .

i Großh . bad . Amtsgericht.
C . Reutti .

T .266 . Nr . 1101 . Karlsruhe ,
vr . Fredegar M 0 n 6 , Professor a . D .
hier , ist mit Beschluß des diesseitigen
Amtsgerichts vom 21 . Januar 1880 ,
Nr . 2173 , im Sinne des L .R .S . 489
entmündigt und dieser Beschluß heute
der Vormundschaftsbehörde mitgetheilt
worden, was mit Bezug auf C .Pr .O .

! 8 603 Abs . 2 hiermit bekannt gemacht
wird.

Karlsruhe , den 26 . Januar 1880 .
Großh . bad . Amtsgericht.

C . Reutti .
Erbeinweisuogen.

T .247 . Nr . 1732 . Offen bürg .
Die Ursula Kiefer von Ortenberg
hat um Einweisung in Besitz und Ge¬
währ des Nachlasses ihres f Bruders
Stefan Kiefer von da gebeten .

! Diesem Gesuche wirb entsprochen ,
! wenn nicht
> b innen se ch s W 0 ch en
Einsprachen dagegen erhoben werden.

Offenburg , den 22 . Januar 1880 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Der Gerichtsschreiber:
Beiler .

T . 156 . 2 . Nr . 711 . Wertheim .
Die Großh . Generalstaatskasse hat um
Einweisung in die Gewähr der Ver-
laffenschaft des unterm 16. November
v . I . ohne bekannten Erben oder Erb¬
folger verstorbenen ledigen , 40 Jahre
alten Dienstknechts Josef Fecher
von Mondfeld nachgesucht .

Diesem Ansuchen wirb stattgegeben
werden, wenn nicht

innerhalb 2 Monaten
Seitens näherer Erbberechtigten Ein¬
sprache erhoben wird.

Wertheim, den 17 . Januar 1880 .
Großh . bad. Amtsgericht.

Der Gerichtsschreiber:

T .258 . Nr . 1250 . Donaueschin -
g en

Die Verlaffenschaft auf
Ableben der Anton Hum¬
mel Ehefrau , Mafia , geb .
Bernhard von Bräunlingen
betr.

Nachdem auf die diesseitige Aufforde¬
rung vom 22. Oktober v . I . , Nr . 974,
Einsprachen gegen den Antrag des
Anton Hummel von Bräunlingen nicht
vorgebracht worden, wird derselbe durch
Beschluß des Großh . Amtsgerichts
vom Heutigen in Besitz und Gewähr
der Verlassenschaft seiner f Ehefrau ,
Mafia , geb . Bernhard , eingewiesen .

Donauefchingen, 17 . Januar 1880 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts :
Willi .

Erbvorlaouiigeii.
T .269 . Säckingen . Fridolin

Kölble , 38 Jahre alt , von Kleiu-
laufenburg , ist zur Erbschaft seines am

geb . Thoma , am 12.
m Solo " Februar 184S

Lhevertraa.
t unter de»
den Gesetze»

othurn ohne
Das eheliche Güterrec

Ehegatten richtet sich nab
des Kantons Solothurn .

Schönau , den 26 . Januar 1880 .
Großh . bad . Amtsgericht.
Der Gerichtsschreiber:

Müller .
T .259 . , Nr . 635 . Bühl . Zu O .Z.

83 des Firmenregisters wurde heute ein¬
getragen :

Durch vollstreckbares Versäumungs-
erkenntniß Großh . Landgerichts Offen¬
burg Civilkammer I> . vom 25 . Okto¬
ber 1879 , Nr . 811 , wurde auf Ver¬
mögensabsonderung zwsschen Kaufmann

osef Speierer in Bühl und seiner
hefrau Robertine , geb . Mayer , er¬

kannt.
Bühl , den 24 . Januar 1880 .

Großh . bad . Amtsgericht.
Der Gerichtsschreiber:

Boos .
Strafrechtspflege.

Ladungen .
T .260 . 1 . Nr . 588 . Achern . Der

Wehrmann Andreas Wörner von
Sasbach , 31 Jahre alt , zuletzt wohn¬
haft m Dasbach , dessen Aufenthalt un¬
bekannt , ist und welchem zur Last ge¬
legt wird, als Wehrpflichtiger nachAmerika ausgewandert zu sein , ohne
von seiner Auswanderung der Militär¬
behörde Anzeige zu erstatten — Ucber -

17 . Dezember 1879 verstorbenenVaters ttetunggegen § S60Ziff. ZR .St .G B . -
Anton Kölblc , Zollamtsdiener von Ard auf Anordnung des Großh.
Kleinlaufenburg, nntbcrufen. ^Amtsgerichts hierselbst auf

Derselbe ist vor mehreren Jahren ! Samstag den 6 . März 1880 ,
nach Mexiko ausgewandert und soM » A "M ^ tags,8 Uhr ,
daselbst gestorben sein. Der Vermißte ? as Großh . Schöffengericht Acher«
oder dessen etwaige Rechtsnachfolger, geladen . ^ ^ ^werden daher Bei unentschuldigtem Ausbleiben
m i t Fr i st v 0 n d r e i Mo naten ^ " d derselbe auf Grund der nach

a ö -» o ^ 472 St .P .O . von dem Königl . Land-
zu der Vermögensaufnahme, sowie zu wchr -Bczlfiskommando zu Rastatt aus¬
sen Erbtheilungsverhandlungen mit dem ^ stellten Erklärung verurtheilt werde «.
Bedeuten öffentlich vorgeladen, daß ! Achern , den 21 . Januar IM ),
wenn sie nicht erscheinen, die Erbschaft! Großh . bad . Amtsgericht.
Denen würde zugetheilt werden , wel¬
chen sie zukäme, wen» die Vgrgeladc-
nen zur Zeit des Erbanfalls Hi¬

eben gewesen wären.am
ht mehr

Säckingen, den 26 . Jo
Der Großh . bm».

Der Gerichtsschreiber:
A . A . :
He nn .

T .273 Skr 608 . Altb reis ach .
anuar 1880 . -Gegen die beiden Reservisten: 1 . Karl

. . Notar . Hube r , Kaufmann von Freiburg ,
» ^ . Götz welcher sich zuletzt dahier aufZrlt . und
T .285 . W lesloch . Der am 31 . ß. Johann Stephan von Rust , der

Dezember 1812 geborene Schneider Jo - sich zuletzt in Sasbach aufhielt, sowie
Harmes Sauer von Dielheim, dessen 3- gegen den Ersatzreservistcn s . Klaffe
Aufenthaltsort zur Zeit unbekannt , ist Christian Ludwig Jakob vonJhriuge «,
zur Erbschaft seines am 29 . Dezember welcher sich zuletzt am letztgenannte«
1879 verstorbenen Bruders , des ledigen Orte aufhielt, wurde auf Grund einer
Landwirths Martin Sauer von Diel - Erklärung des Landwehrbezirkskom -
heim , berufen. mandos Freiburg vom 10/d . M we-

Derselbe wird aufgefordert, gen unerlaubter Auswanderung gemäß
binnen3Monaten A. 360 des St . - G . -B . von Großh.

sich bei dem Unterzeichneten Theilungs - Anstsgericht Breisach die Untersuchung
beamten zu melden und seine Erban - eröffnet und Termin zur Hauptver-
sprüche geltend zu machen , widrigen- Handlung vor diesseitigem Schöffenge-
falls diese Erbschaft lediglich Denen recht auf " "

zugetheilt werden würde, welchen sie , Mittwoch den 24 . März 1880,
zukäme , wenn der Vorgeladene zur Zeit , Vormittags 9 Uhr ,des Erbanfalls nicht mehr am Leben bestimmt , und werden hiezu die Auge-
gewesen wäre. klagten mit der Warnung vorgelade».

Wresloch, den 15 . Januar 1880 .
Der Großh . bad . Notar .

Bayer .
HavdrlerrMkr.Eiiitr8gt .

T .244 . Nr 1312 . Donaueschin -
ae n . Zu Ziffer 106 des Handelsregi¬
sters wurde unterm Heutigen einge¬
tragen :

Das Ausschreiben des Größh .
Amtsgerichts hier vom 16 . Juli
v . I . , Nr . 14,000 , wird dahin
berichtigt , daß nach dem zwischen
Johann Fritschi , Kaufmann
von Hüfingen, und dessen Ehefrau
Agatha , geb . G ö tz , unterm 12.
Juni 1861 abgeschlossenen Ehe¬
vertrag nicht die gesetzliche , son¬
dern die allgemeine Güterge¬
meinschaft bestehe.

Donauefchingen, 17 . Januar 1880 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts.
Willi .

das bei ihrem unentschuldigten
'

Aus¬
bleiben gleichwohl zur Hauptverhand¬
lung geschritten und sie auf Grund
obengenannter Erklärung verurtheillwürden.

Breisach , den 20 . Januar 1880 .
Großh . bad . Amtsgericht.Der Gerichtsschreiber:

Weiser .
T .271 . 1 Nr . 543 . Müllhei « .

Friedrich Renkert von Iffezheim, zu¬
letzt m Sulzburg , wird beschuldigt , als
beurlaubter Reservist ohne Erlaubuiß
ausgewandert zu sein , Uebertrctuus
gegen s 360 Nr . 3 des Strafgesetzbuchs-

Derselbe wird auf Anordnung des

ftlb
°
stau ^

ogllcheu Amtsgerichts Hin-

Montag den 15 . März 1880,
Vormittags 9 Uhr .

v.°r das Großherzogliche Schöffenge¬
richt zu Müllheim zur Hauptvcrhand-
lung geladen.

Z . 99 des Fir - Strafprozeßordnung von der Groß-
menrcglsters eingetragen : herzoglichen Amtsanwaltschaft zu Fr «-

» I - Ziegler - Thoma " in bürg ausgestellten Erklärung verurtheill
Todtnau . Der Sitz der Haupt - werden . ^
Niederlassung ist in Grellingen, Müllheim , den 15. Januar 1880.
Kanton Bern . Inhaber der Firma : Stein ,
Fabrikant Joseph Ziegler in Grel -

^ Gerichtsschreiber
lmgen, verehelicht mit Seraphine , des Großh . bad. Amtsgerichts.

Druck und . Verlag der iraun ' schen Hofbuchdruckerei .
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